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Über die Bewilligung von
Werten – das Honorar aus
Sicht von Mandanten

Mit der Deregulierung der Preise für anwaltliche Leistungen
im Bereich der außergerichtlichen Beratungstätigkeit rückt
die Frage in den Vordergrund, wie sich die Anwaltshonorare
in diesem Segment anwaltlicher Leistungen zukünftig ent-
wickeln oder wie sie durch die Anwälte selbst aktiv gestaltet
werden können. Da diese Fragen inzwischen an einem mehr
oder minder funktionierenden Markt beantwortet werden, ist
nach den Bedingungen zu fragen, die diesen Markt kenn-
zeichnen. Bewilligen Mandanten Preise? Oder entscheiden
sie darüber, welchen Wert anwaltlicher Leistung sie in wel-
cher Höhe honorieren wollen?

Rechtsrat und Rechtsvertretung sind komplexe geistige
Dienstleistungen, die für Mandanten erbracht werden, die
überwiegend rechtliche Laien sind und aufgrund dessen
große Schwierigkeiten haben, die Leistungen der von ihnen
mandatierten Anwälte zu beurteilen. Diese Schwierigkeiten
beziehen sich nicht allein auf die Leistungs-, sondern auch
auf die Gegenleistungsseite, d. h. die Honorare, die für an-
waltliche Leistungen fällig werden. Das „Preis-Leistungs-Ver-
hältnis“, welches gerne im Zusammenhang mit dem „Wert“
von Produkten oder Diensten bemüht wird, führt bei der Be-
wertung anwaltlicher Leistungen aus der Nachfrageperspek-
tive zumeist zu keiner klärenden Sicht.

Dies hat verschiedene Gründe: Mandanten haben bisher
in aller Regel keine Kenntnisse über marktübliche Referenz-
preise. Dies könnte sich mit freier Aushandelbarkeit von
Preisen für anwaltliche Leistungen ändern. Allerdings steht
grundsätzlich in Frage, ob Preisvergleiche bezogen auf an-
waltliche Leistungen in einem echten Sinne überhaupt
möglich sind. Mandanten können als Laien die Leistung des
Anwalts weder in ihrem fachlichen Kern noch hinsichtlich
des Aufwandes der Leistungserstellung einschätzen. Je indi-
vidueller eine anwaltliche Leistung auf das Problem des
Mandanten zugeschnitten werden muss, je weniger sie also
standardisiert ist, umso weniger transparent ist sie für den
Mandanten.

Ebenso schwierig ist die Einschätzung des „Wertes“ an-
waltlicher Leistung im Sinne ihres Ergebnisses. Der Hinweis
auf ihren Nutzen führt nur bedingt weiter, weil dieser selbst
oft nur schwer in nachvollziehbare, messbare Kategorien ge-
fasst werden kann. Dies gilt zunächst einmal für alle anwalt-
lichen Leistungen, die der Schadens- oder Risikoprophylaxe
dienen. Der „Nutzen“ solcher Prophylaxe wird als immate-
rieller Wert nur „hypothetisch“ erfahren und zumeist ver-
drängt. Dementsprechend wird die Anstrengung eines An-
walts, durch die ein Risiko ausbleibt, wegen einer zu
schwachen Nutzenerfahrung durch Mandanten tendenziell
niedrig bewertet. Dies dürfte der Grund dafür sein, dass an-
waltliche Prophylaxe nur eingeschränkt nachgefragt wird
und Mandanten nur zögernd Preise für sie bewilligen.

Anders verhält es sich, wenn nicht potenzielle, sondern
faktische Schäden oder Risiken auftreten. Die materielle
Höhe eines Schadens ist für den Mandanten unmittelbar
nachvollziehbar, so dass gilt: Mit zunehmender Höhe mate-

rieller Schäden wächst die Bereitschaft von Mandanten, hohe
Honorare zu bewilligen, wenn hierdurch solche Schäden ver-
mieden oder begrenzt werden können. Erkennbar wird zu-
gleich das Interesse des Mandanten an einem bestimmten
Ergebnis, wofür er – jedenfalls nach geltendem Recht – den
Anwalt allerdings in der Regel nicht honorieren darf.

Stehen demgegenüber immaterielle Werte auf dem Spiel,
wird hinsichtlich der Bewilligungsbereitschaft von Honora-
ren zu differenzieren sein. Geht es etwa um den Entzug
persönlicher Freiheit, dürfte sie hoch, geht es um andere
Güter, wie die Sicherung auch zukünftig guter persönlicher
Beziehungen zu einem Streitgegner, dürfte sie zumeist nied-
riger ausfallen. Geht es für den Mandanten um eine Mi-
schung materieller und immaterieller Nutzenaspekte, die zu-
dem noch in einem Konflikt zueinander stehen können,
wird eine zu Beginn des Mandats vorzunehmende Abwä-
gung für ihn noch schwieriger.

Damit wird deutlich: Die Bewilligung wertbasierter
Preise durch Mandanten ist höchst komplex. Sie hängt von
vielen Determinanten ab: Von der Art der Konflikte oder Ri-
siken, von der Einsichtsfähigkeit der Mandanten in ihre
möglichen Folgen, von den Chancen, diese Risiken durch an-
waltliches Handeln oder auch die eigene Mitwirkung zu be-
grenzen oder auszuschließen. Mandanten stehen also vor
dem Dilemma, zu Beginn eines Mandats Preise für Werte
im Sinne erwarteter Ergebnisse bewilligen zu sollen, die sie
selbst nur sehr bedingt einschätzen können.

Dieses Entscheidungsdilemma ist für Mandanten nahezu
nicht auflösbar. Versuche, durch Ausschreibung von Man-
daten mehr Preistransparenz herzustellen, führen auf Seiten
der Mandanten häufig zu größerer Verwirrung, statt zu wei-
terer Klärung. Oft werden sie durch die Ergebnisse solcher
Ausschreibungen lediglich darauf hingewiesen, dass es un-
terschiedliche Formen der Mandatsbearbeitung und damit
auch unterschiedliche Wege zum Ziel gibt oder dass es un-
terschiedliche Ziele gibt, die für Mandanten durchaus gleich-
wertig sein können, deren Charakter sie aber bei Ausschrei-
bung des Mandats noch nicht erkannten. Dann aber diente
die Ausschreibung in erster Linie einer genaueren Einsicht
in die Komplexität des zu lösenden Problems, weniger aber
einem Vergleich von Preisen für gleiche Leistungen.

Im Ergebnis ist festzuhalten, dass der Wert anwaltlicher
Leistung für Mandanten nur sehr schwer zu bestimmen ist.
Anwälte haben insbesondere im Bereich der außergericht-
lichen Beratung und Vertretung die Chance, potenziellen
Mandanten den Wert ihrer Leistung in Form der Vermei-
dung oder Begrenzung materieller oder immaterieller Risi-
ken zu erläutern und unterschiedliche Strategien im Hin-
blick auf die von ihnen verfolgten Ziele vorzuschlagen. Zu
reden ist also zunächst nicht über Preise, sondern über
Werte anwaltlicher Leistung im Sinne wie auch immer gear-
teter Nutzenversprechen. Mandanten müssen dann – weiter-
hin unter relativer, durch die (Erst-)beratung des Anwalts
aber verminderter – Unsicherheit entscheiden, welche Preise
sie für die ihnen angebotenen und von ihnen angestrebten
Werte zu zahlen bereit sind.
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